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BFH: Behandlung privater Zusatzkosten bei der 1-%-Besteuerung von Dienstwagen
Die private Nutzung von Firmenwagen ist seit jeher ein Schwerpunkt steuerlicher Diskussionen. Aktuelle Urteile 
des Bundesfinanzhofs (BFH) haben nun wichtige Klarstellungen zur sogenannten 1-%-Regelung gebracht. Im 
Fokus steht dabei die Frage, welche Kosten den geldwerten Vorteil tatsächlich mindern dürfen und wie von 
Arbeitnehmenden privat veranlasste Kosten zu behandeln sind. Dabei wird deutlich, dass nicht alle Kosten von 
der 1-%-Regelung umfasst sind.

Keine Vorteilsminderung durch private Zusatzkosten
Die BFH-Urteile vom 18.6.2024 (Aktenzeichen VIII R 32/20) und 23.1.2025 (Aktenzeichen III R 33/24) stellen klar:

	• Maut-, Fähr- oder Parkkosten, die Arbeitnehmende für Privatfahrten (z.B. bei Urlaubsreisen) mit dem Dienst-
wagen tragen, mindern nicht den geldwerten Vorteil aus der 1-%-Regelung.

	• Auch Zubehör wie ein privat angeschaffter Fahrradträger ist nicht vorteilsmindernd.

Der BFH begründet seine Urteile damit, dass solche Aufwendungen nicht im Zusammenhang mit der generellen 
Bereitstellung eines betriebs- und fahrbereiten PKWs stehen, sondern allein von der Entscheidung der Arbeit-
nehmenden abhängen, das Fahrzeug für einen bestimmten privaten Zweck zu nutzen bzw. ein bestimmtes 
privates Ziel aufzusuchen. Wäre der Arbeitgeber Kostenträger, entstünde ein eigenständiger geldwerter Vorteil, 
der nicht in der 1-%-Regelung enthalten ist.

Welche Kosten mindern den Vorteil?
Nur bestimmte Eigenleistungen der Arbeitnehmenden wirken vorteilsmindernd, wenn diese bei einer hypotheti-
schen Übernahme durch den Arbeitgeber Bestandteil des Vorteils wären und somit von der Abgeltungswirkung 
der 1-%-Regelung erfasst würden. Dazu zählen beispielsweise:

	• Zahlungen an den Arbeitgeber (Nutzungsentgelt)

	• Zeitraumbezogene Einmalzahlungen

	• Anteilige Übernahme der Anschaffungskosten

	• Laufende nutzungsabhängige Kosten (z.B. Treibstoff), wenn vertraglich vereinbart

	• Übernahme von regelmäßig wiederkehrenden festen Kosten (z.B. Haftpflichtversicherung, Garagenmiete)

Werbungskostenabzug
Ein Werbungskostenabzug für die Kosten, die auf die Privatnutzung des Dienstwagens entfallen, ist ausgeschlos-
sen, wenn diese ausschließlich privat veranlasst sind, wie etwa bei Urlaubsreisen. Solche Aufwendungen gelten 
gemäß § 12 Nr. 1 EStG als unverzichtbare Lebensführungskosten und sind daher nicht abzugsfähig.

Fazit
Die Entscheidungen des BFH verdeutlichen den stark typisierenden Charakter der 1-%-Regelung. 
Steuerpflichtige sollten sich bewusst sein, dass nur bestimmte Kosten, die direkt mit der Fahrzeu-
güberlassung zusammenhängen, vorteilsmindernd wirken können. Individuelle Aufwendungen, 
die nicht unter die Abgeltungswirkung der 1-%-Regelung fallen, bleiben unberücksichtigt.
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BFH: Doppelte Haushaltsführung – Kosten der Lebensführung bei einem Ein-Personen-Haushalt
Mit Urteil vom 29.4.2025 (Aktenzeichen VI R 12/23) hatte sich der Bundesfinanzhof (BFH) insbesondere mit der 
Frage der Kosten der Lebensführung bei einer doppelten Haushaltsführung eines Ein-Personen-Haushalts aus-
einandergesetzt.

Im vorliegenden Fall hatte ein Arbeitnehmer seinen Lebensmittelpunkt in einer eigenständigen Wohnung im 
Haus seiner Eltern. Die Eltern bewohnten Räume im Erdgeschoss und der Steuerpflichtige eine grundrissgleiche 
Wohnung im Obergeschoss, die ihm die Eltern unentgeltlich überlassen hatten. Sowohl das Finanzamt als auch 
das Finanzgericht versagten den Abzug der Mehraufwendungen für eine doppelte Haushaltsführung, da der 
Arbeitnehmer zwar im Obergeschoss seiner Eltern gewohnt, dort aber keinen eigenen Hausstand begründet 
habe, weil er in den Haushalt seiner Eltern noch eingebunden gewesen sei.

Für einen eigenen Hausstand ist nach den gesetzlichen Vorgaben zu einer doppelten Haushaltsführung neben 
dem Innehaben einer Wohnung eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung Voraussetzung. 
Letzteres ist nach der Auffassung des BFH jedoch nur von Bedeutung, wenn es sich um einen Mehr-Perso-
nen-Haushalt handelt. Liegt dagegen wie im Streitfall ein Ein-Personen-Haushalt vor, ist davon auszugehen, dass 
die Kosten der Lebensführung von dieser Person getragen werden. Diesbezüglich betont der BFH zudem, dass 
es nicht relevant ist, woher die Mittel für die Haushaltsführung stammen. Folglich entschied der BFH, dass nach 
den vorliegenden Verhältnissen keine Eingliederung in den Haushalt der Eltern gegeben und somit die Voraus-
setzung für einen eigenen Hausstand gegeben sind.

USA: Update zur Einführung der Excise Tax auf Geldtransfers ins Ausland
Am 4.7.2025 unterzeichnete Präsident Donald Trump den „One Big Beautiful Bill Act“ (OBBBA), eine umfas-
sende Steuerreform, die bestehende Regelungen verlängert und neue Steueranreize für natürliche Personen 
und Unternehmen einführt. Die Reform unterstreicht den Fokus auf nationale Interessen und zielt darauf ab, 
die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und gleichzeitig Einnahmen durch gezielte Kürzungen und 
Anpassungen zu sichern. Hierin enthalten ist auch die Einführung einer 1%igen Abzugssteuer (Excise Tax) auf 
bestimmte Geldtransfers (Remittance Transfers) ins Ausland, die nach dem 31.12.2025 erfolgen.

Update
Gegenüber dem ursprünglichen Gesetzentwurf (Siehe Newsflash Juni 2025) enthält das finale Gesetzespaket 
eine abgeschwächte Version der Excise Tax. Zum einen wurde der Steuersatz, der zuletzt mit 3,5% vorgesehen 
war, weiter auf 1% abgesenkt. Darüber hinaus grenzt der final unterzeichnete OBBBA den Anwendungsbereich 
der Excise Tax stärker ein.

Wann greift die Abzugssteuer?
Grundsätzlich betrifft die Abzugssteuer bestimmte Überweisungen (Remittance Transfers) von einer natürli-
chen Person in den USA an einen Empfänger im Ausland. Der Einbehalt der Excise Tax erfolgt dabei über den die 
Überweisung ausführenden Anbieter.

Befreiungen von der Excise Tax
Von der Anwendung der Excise Tax explizit befreit sind die folgenden Transaktionen:

	• Überweisungen von bestimmten in den USA regulierten Finanzinstituten (wie z.B. Banken, Kreditgenossen-
schaften, Broker etc.)
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Fazit
In der Konsequenz stellt der BFH klar, dass eine eigene Wohnung grundsätzlich eine doppelte 
Haushaltsführung begründen kann. Die Frage nach der Beteiligung an den Kosten der Lebens-
führung stellt sich zumindest dann nicht, wenn es sich um Ein-Personen-Haushalte handelt.

http://xthursookvnw.unicornpride123.com/l.php?p=c:q86720negl7ij41uo&d=67d00dd3646b4a2aa47fcab6&pid=63948_dd0105a0-71f7-11f0-805e-01b2ce59147b&s=www%2En-tv%2Ede&b=195742402&bid=1.017673&d1=SUNRISEVILLAGEDEJRASJ3&d2={{keyword}}&d3={{campaign.id}}&de4={{site_id}}&d5=SV-143VID-GW(L)&zpbid=63948_dd0105a0-71f7-11f0-805e-01b2ce59147b
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	• Zahlungen, die über eine in den USA ausgestellte Debitkarte (einschließlich einer Prepaid-Karte) oder Kredit-
karte erfolgen

	• Zahlungen unter USD 15

Ausdrücklich erfasst sind hingegen Transaktionen, in denen der Absender dem Überweisungsanbieter Bargeld, 
eine Zahlungsanweisung („money order“), einen Bankscheck oder ein ähnliches physisches Geldinstrument zur 
Verfügung stellt. 

Auch wenn noch nicht alle Anwendungsfragen geklärt sind und die praktische Umsetzung seitens der IRS 
(Internal Revenue Services – Bundesteuerbehörde der Vereinigten Staaten) abzuwarten bleibt, sollten die Aus-
wirkungen der Excise Tax für grenzüberschreitend tätige Arbeitnehmende, die regelmäßig Überweisungen aus 
den USA tätigen, aufgrund der im Gesetz verankerten Befreiungen nun doch deutlich geringer bzw. vermeidbar 
sein. Grundsätzlich empfiehlt es sich dennoch, dass potenziell Betroffene sich mit der Neuregelung im Vorfeld 
eines Geldtransfers vertraut machen, ihren Steuerberater ansprechen und/oder sich seitens ihrer (US-)Bank 
bestätigen lassen, dass z.B. eine potenzielle Banküberweisung nach Deutschland nicht der Excise Tax unterliegt.

BFH: Verlängerte Festsetzungsverjährung gilt auch für Haftung der Geschäftsführenden
Grundsätzlich haftet, wer an einer Steuerhinterziehung beteiligt ist, auch für die verkürzten Steuern. Unter 
bestimmten Voraussetzungen kann dies bei Nichtabgabe von Steuererklärungen auch die Geschäftsführung 
betreffen. Voraussetzung für eine Haftung ist jedoch, dass der Haftungsbescheid innerhalb der geltenden Fest-
setzungsfrist ergeht. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit seinem Urteil vom 18.3.2025 (Aktenzeichen VII R 20/23) 
die Anwendung der Festsetzungsverjährung beim Haftungsschuldner erneut klargestellt.

Vorliegend hatte das Finanzgericht (FG) Düsseldorf in der Vorinstanz im Falle einer Steuerhinterziehung durch 
Nichtabgabe von Steuererklärungen entschieden, dass der Beginn der Festsetzungsfrist nicht bereits dadurch 
gehemmt gewesen sei. Begründet hatte das FG seine Entscheidung damit, dass die Anlaufhemmung nur für die-
jenige Partei gelte, die gesetzlich zur Abgabe der Steuererklärung verpflichtet sei, nicht jedoch für die Haftungs-
schuldenden.

Bei einer Pflicht zur Abgabe von Steuererklärungen beginnt die Festsetzungsrist regelmäßig erst in dem Jahr, in 
dem die Steueranmeldung eingereicht wird, spätestens jedoch drei Jahre nach Steuerentstehung im Falle der 
Nichtabgabe. Bislang entschieden hatte der BFH nur, dass diese Anlaufhemmung für die Haftung eines Ent-
richtungsschuldners anzuwenden ist (BFH-Urteil vom 15.1.2015, Aktenzeichen I R 33/13). Bisher war ungeklärt, 
ob die Anlaufhemmung im Falle von Steuererklärungen auch gelten soll, wenn Haftungsschuldende aufgrund 
von gesetzlichen Pflichten Steuererklärungen im Rahmen ihrer Vertretungseigenschaften (beispielsweise als 
Geschäftsführung) abzugeben haben.

Der BFH hat nun festgestellt, dass mit der entsprechenden Anwendung der Festsetzungsfrist nach § 191 Abs. 3 
AO die Anlaufhemmung zu bejahen ist. Er begründet das auch insbesondere damit, dass Haftungsschuldende 
nicht entsprechend bessergestellt sein sollen als Steuerschuldende, weil sie von einer verkürzten Festsetzungs-
frist profitieren würden. Dieser Vorteil sei ungerechtfertigt in Fällen, in denen es sich bei dem Haftungsschuld-
ner um die Person handelt, die die steuerlichen Pflichten des Entrichtungsschuldners zu erfüllen habe.
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Fazit
Auch wenn noch nicht alle Anwendungsfragen geklärt sind und die praktische Umsetzung 
seitens der IRS (Internal Revenue Services – Bundesteuerbehörde der Vereinigten Staaten) 
abzuwarten bleibt, sollten die Auswirkungen der Excise Tax für grenzüberschreitend tätige 
Arbeitnehmende, die regelmäßig Überweisungen aus den USA tätigen, aufgrund der im Gesetz 
verankerten Befreiungen nun doch deutlich geringer bzw. vermeidbar sein. Grundsätzlich emp-
fiehlt es sich dennoch, dass potenziell Betroffene sich mit der Neuregelung im Vorfeld eines 
Geldtransfers vertraut machen, ihren Steuerberater ansprechen und/oder sich seitens ihrer 
(US-)Bank bestätigen lassen, dass z.B. eine potenzielle Banküberweisung nach Deutschland 
nicht der Excise Tax unterliegt.



Im selben Fall hat der BFH außerdem klargestellt, dass ein Haftungsbescheid gegen die Geschäftsführung, der 
auf dem Vertretungsverhältnis fußt, auch nach teilweisem Erlass im Einspruchsverfahren neu gefasst werden 
kann, wenn er sich nun auf die Haftung im Rahmen der Steuerhinterziehung bezieht. Dies verstößt nach Ansicht 
des BFH nicht gegen den Vertrauensschutz, nachdem ein teilweise aufgehobener Haftungsbescheid nicht 
erneut erlassen werden kann.

Berichtigungsverpflichtung nach der Lohnsteueraußenprüfung
Die korrekte Ermittlung des steuerpflichtigen Arbeitslohns und der abzuführenden Lohnsteuer für entsandte 
Arbeitnehmende bringt einige Herausforderungen mit sich. Aufgrund dieser Komplexität sind grenzüberschrei-
tend tätige Arbeitnehmende gerade bei Unternehmen mit großer Entsendepopulation fester Bestandteil der 
Lohnsteueraußenprüfungen und führen nicht selten zu Prüfungsfeststellungen und Lohnsteuernachforderun-
gen für den Prüfungszeitraum. Nun besteht auch im Nachgang an die Lohnsteueraußenprüfung Handlungs-
bedarf, wenn die Sachverhalte aus der Prüfung auch Auswirkungen auf andere nicht geprüfte Steuerarten und 
Besteuerungszeiträume haben.

Hintergrund § 153 AO, Einführung des § 153 Abs. 4 AO
Wenn Steuerpflichtige erkennen, dass durch eine unrichtige oder unvollständige Erklärung Steuern verkürzt 
wurden, sind sie gesetzlich verpflichtet, dies anzuzeigen und zu korrigieren. Mit der Einführung des § 153 Abs. 4 
AO wurde diese Berichtigungsverpflichtung erweitert und klargestellt, dass Steuerpflichtige auch eine unverzüg-
liche Korrektur vornehmen müssen, wenn die den Prüfungsfeststellungen zugrunde liegenden Sachverhalte in 
anderen Steuererklärungen bzw. steuererheblichen Erklärungen, die nicht Gegenstand der Prüfung waren, die 
Besteuerungsgrundlagen ändern. Die Regelung ist erstmals auf alle Steuern, die nach dem 31.12.2024 entste-
hen, anzuwenden. Zusätzlich umfasst die Regelung Besteuerungszeiträume, für die nach dem 1.1.2025 eine Prü-
fungsanordnung bekannt gegeben wurde. Sinn und Zweck der Vorschrift ist vor allem, die Prüfungsergebnisse 
aus Vorprüfungen auch für die Folgejahre zu berichtigen, sodass in Folgeprüfungen auf neue Prüfungsschwer-
punkte eingegangen werden und die Berichtigung von Sachverhalten aus Vorprüfungen vorausgesetzt werden 
kann. Sobald die Änderungsbescheide unanfechtbar festgesetzt sind, gilt die Anzeige- und Berichtigungspflicht.

Die Berichtigungspflicht im Nachgang einer Lohnsteueraußenprüfung bezieht jedoch nicht zwingend nur auf 
die Lohnsteueranmeldungen der Folgejahre. Wenn z.B. im Rahmen der Lohnsteueraußenprüfung geldwerte 
Vorteile für Arbeitnehmende festgestellt werden, könnte dies nicht nur eine Berichtigungspflicht der Lohnsteu-
eranmeldungen der Folgejahre bedeuten, sondern ggfs. auch eine Verpflichtung zur Korrektur der bereits abge-
gebenen und betroffenen Umsatzsteuerklärungen zur Folge haben.

Wird den Berichtigungspflichten nach § 153 AO nicht nachgekommen, kann im Zweifel Steuerhinterziehung oder 
leichtfertige Steuerverkürzung vorliegen.

Beispiel: Grenzüberschreitende Tätigkeit über den Prüfungszeitraum hinaus
Im Rahmen der Lohnsteueraußenprüfung wurde festgestellt, dass ein Arbeitnehmender der ausländischen 
Tochtergesellschaft regelmäßig bei der inländischen Muttergesellschaft tätig war. Hintergrund war ein befris-
tetes Projekt für die Muttergesellschaft. Die inländische Gesellschaft fungierte für den Zeitraum des Projektes 
unstrittig als wirtschaftlicher Arbeitgeber. Da bislang keine (Schatten-)Gehaltsabrechnung für den Arbeitneh-
menden aufgesetzt wurde, wurde die Lohnsteuer für den Prüfungszeitraum nachträglich festgesetzt. Da das 

Global Mobility Newsletter | 3. Quartal 2025

6

Fazit
Der BFH hat damit klargestellt, dass, wer mit der Geschäftsführung betraut ist und in dieser 
Eigenschaft der Pflicht zur Abgabe von Steuererklärungen nicht nachkommt, entsprechend 
haftet. Die Festsetzungsfrist beginnt auch in diesem Falle mit Abgabe der Erklärung, jedoch spä-
testens drei Jahre nach Steuerentstehung und dauert im Falle von Steuerhinterziehung zehn 
Jahre.
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Projekt nicht im Prüfungszeitraum beendet wurde, war der Arbeitnehmende auch im Folgejahr weiter im Inland 
für die Muttergesellschaft tätig.

Ausgehend davon, dass die Muttergesellschaft auch im Folgejahr keine Lohnsteuer für den betroffenen Arbeit-
nehmenden abgeführt hatte, bestünde hier aufgrund der Prüfungsfeststellung eine umgehende Anzeige- und 
Korrekturverpflichtung für das Folgejahr.

Neues Carried Interest Regime in Großbritannien – höhere Besteuerung von Carried Interest ab 
6.4.2026
Am 30.10.2024 kündigte die britische Regierung an, dass sie eine neue Steuerregelung für Carried-Interest-Ein-
künfte einführen wird, die ab dem 6.4.2026 in Kraft treten soll. Carried Interest bezeichnet eine erfolgsab-
hängige Vergütung, die Fondsmanager – insbesondere in der Private-Equity-, Venture-Capital- und Hedge-
fonds-Branche – erhalten. Es handelt sich dabei um einen prozentualen Anteil am Gewinn eines Fonds, der 
über die reine Verwaltungsvergütung hinausgeht und als Anreiz für eine möglichst hohe Performance dient. 
Carried Interest wird nicht für eine anfängliche Investition gezahlt, sondern basiert auf den tatsächlich erzielten 
Gewinnen des Fonds und stellt somit eine leistungsabhängige Vergütung für das Fondsmanagement dar.

Hierzu veröffentlichte die Regierung am 21.7.2025 einen Gesetzesentwurf mit weiteren Einzelheiten zu der 
neuen Regelung. Anwendung finden soll das neue britische Carried Interest Regime nicht nur für in Großbritan-
nien ansässige Personen, die einen Carried-Interest-Anspruch halten, sondern auch für Personen, die Großbri-
tannien verlassen (oder verlassen haben) oder zuziehen sowie diejenigen, die (zeitlich begrenzt) einer Tätigkeit 
in Großbritannien nachgehen.

Im Folgenden haben wir die wichtigsten Aspekte des neuen britischen Carried Interest Regime zusammenge-
fasst:

	• Nach dem neuen Regime werden Carried-Interest-Einkünfte als gewerbliche Einkünfte qualifiziert und unter-
liegen einer Einkommensteuer in Höhe von 45% sowie der sog. Class 4 National Insurance Contribution („NIC“) 
für Selbständige in Höhe von 2%. 

	• Wenn die Voraussetzung der sog „durchschnittlichen Haltedauer“ erfüllt ist, gelten die Einkünfte als sog. quali-
fizierte Carried-Interest-Einkünfte. Folglich wird eine anteilige Besteuerung i.H.v. 72,5% der Einkünfte erfolgen, 
was zu einem effektiven kombinierten Steuersatz bestehend aus Einkommensteuer und der sog. Class 4 
National Insurance Contribution in Höhe von insgesamt ca. 34% führt.

	• Grundsätzlich ist die Voraussetzung der „durchschnittlichen Haltedauer“ erfüllt, wenn die Haltedauer der 
Investments mindestens 40 Monate beträgt. Diese Bedingung gilt sowohl für Arbeitnehmende als auch für 
Personen, die steuerlich nicht als Arbeitnehmende qualifiziert werden (z.B. Selbständige).
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Fazit
Gerade bei Prüfungsfeststellungen im Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Sachverhal-
ten ist es häufig der Fall, dass diese sich noch auf Lohnsteueranmeldungen der Folgezeiträume 
auswirken, da sich die grenzüberschreitenden Einsätze oft über mehrere Jahre hinziehen. Um 
nicht mit dem Vorwurf der Steuerhinterziehung durch Unterlassen konfrontiert zu werden, sollten 
Steuerpflichtige daher stets die etwaigen (Folge-)Berichtigungspflichten im Blick haben und sich 
im Zweifel an ihren Steuerberater wenden. Zudem ist es empfehlenswert, die lohnsteuerlichen 
Prozesse rund um den grenzüberschreitenden Einsatz von Arbeitnehmenden in ein betriebsin-
ternes Kontroll- und Compliance-System („Lohnsteuer-CMS“) einzubetten, um sich so noch besser 
vor der Einleitung von Steuerstrafverfahren zu schützen. 



	• Auch nicht in Großbritannien ansässige Personen fallen in den Anwendungsbereich der neuen Regelung, 
wenn sie einer Tätigkeit in Großbritannien nachgehen, d.h., sie diese tatsächlich in UK ausüben. Grundsätzlich 
erfolgt eine Aufteilung der Einkünfte auf Basis von tatsächlich in Großbritannien erbrachten Arbeitstagen (mit 
einigen speziellen Regelungen der Zählweise) in der Erdienungsperiode des Carried Interest, d.h. vom Erwerb 
bis zur tatsächlichen Auszahlung (oder einem entsprechenden steuerlichen Sachverhalt).

Bitte beachten Sie, dass sich die Rechtsvorschriften derzeit noch nicht finalisiert sind und sich daher ändern 
können. Wir halten Sie auf dem Laufenden.

BFH: Anwendungsbereich der Ausnahmen vom Progressionsvorbehalt
Der Progressionsvorbehalt nach § 32b EStG regelt die Berücksichtigung bestimmter steuerfreier Einkünfte bei 
der Berechnung des Steuersatzes für steuerpflichtige Einkünfte. Obwohl diese Einkünfte selbst nicht besteuert 
werden, können sie den Steuersatz erhöhen, der auf die übrigen steuerpflichtigen Einkünfte angewendet wird.

Gemäß § 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2–5 sowie Satz 2 EStG unterliegen folgende Einkünfte dem Progressionsvorbe-
halt:

	• Nr. 2: ausländische Einkünfte, die während einer zeitweisen unbeschränkten Steuerpflicht erzielt wurden, 
sofern sie nicht durch ein zwischenstaatliches Übereinkommen von der Einbeziehung ausgenommen sind

	• Nr. 3: Einkünfte, die nach einem Doppelbesteuerungsabkommen steuerfrei sind

	• Nr. 4: Einkünfte, die nach einem sonstigen zwischenstaatlichen Übereinkommen unter dem Vorbehalt der Ein-
beziehung steuerfrei sind

	• Nr. 5: Einkünfte von Personen, die nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind, aber durch Antrag auf unbe-
schränkte Steuerpflicht (§ 1 Abs. 3 EStG) oder Zusammenveranlagung (§ 1a EStG) berücksichtigt werden

Für Einkünfte nach § 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG sieht Satz 2 Ausnahmeregelungen vor, sofern diese Einkünfte 
nicht aus Drittstaaten stammen. In solchen Fällen sind die Einkünfte nicht unter Progressionsvorbehalt zu 
berücksichtigen.

Im Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 21.5.2025 (Aktenzeichen I R 5/22) wurde die Anwendung des Progres-
sionsvorbehalts nach § 32b EStG auf ausländische Einkünfte und deren Ausnahmeregelung behandelt.  

Sachverhalt
Der Kläger, unbeschränkt steuerpflichtig mit Wohnsitz in Deutschland, erzielte inländische Einkünfte aus selb-
ständiger Tätigkeit. Seine Ehefrau, beschränkt steuerpflichtig und wohnhaft in Polen, erzielte Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit sowie gewerbliche Einkünfte im Inland und zusätzlich Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit und Vermietung in Polen.

Das Ehepaar beantragte eine Zusammenveranlagung gemäß § 26 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 3 und 
§ 1a Abs. 1 Nr. 2 EStG, da der Steuerpflichtige EU-Staatsangehöriger ist und der Ehegatte in der EU lebt. 

Das Finanzamt unterwarf die polnischen Vermietungseinkünfte der Ehefrau dem Progressionsvorbehalt gemäß 
§ 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG, was die Kläger mit Verweis auf die Ausnahmeregelung des § 32b Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3 EStG bestritten.
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Entscheidungsgründe des BFH
1.	 Keine Ausnahme: Die Ausnahmeregelung des § 32b Abs. 1 Satz 2 EStG gilt ausschließlich für Einkünfte, 

die nach einem Doppelbesteuerungsabkommen steuerfrei sind (§ 32b Abs. 1 Nr. 3 EStG). Einkünfte, die 
nur aufgrund einer fiktiven unbeschränkten Steuerpflicht (§ 1a EStG) gemäß § 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG 
einbezogen werden, fallen nicht unter diese Ausnahme. Die polnischen Vermietungseinkünfte der Ehefrau 
sind in Deutschland nicht steuerbar, da sie keine inländischen Einkünfte im Sinne des § 49 EStG darstellen. 
Eine Steuerfreistellung nach dem DBA-Polen kommt nicht infrage, und die Einbeziehung der Einkünfte in den 
Progressionsvorbehalt war rechtmäßig.

2.	 Kein Verstoß gegen Unionsrecht: Die Versagung der Ausnahmeregelung ist unionsrechtlich zulässig, solange 
eine symmetrische Behandlung von positiven und negativen Einkünften gewährleistet bleibt. Der Gesetz-
geber hat im Jahressteuergesetz 2008 die Beschränkung des Progressionsvorbehalts auf positive Einkünfte 
aufgehoben. Der Progressionsvorbehalt berücksichtigt die Leistungsfähigkeit und verstößt nicht gegen 
Unionsrecht.

Weltweit einheitlich, lokal präzise: Global Compensation Management neu definiert
Das Management globaler Vergütungen ist ein Balanceakt, der Unternehmen vor enorme Herausforderungen 
stellt. Unterschiedliche steuerliche und sozialversicherungsrechtliche Anforderungen, länderspezifische Abrech-
nungszyklen und die Vielzahl an Vergütungsmodellen machen den Prozess oft sehr komplex und intransparent.

Gleichzeitig stehen Unternehmen unter wachsendem Druck, den Anforderungen der aktuellen Arbeitswelt an 
moderne und attraktive Arbeitsbedingungen zu genügen – sei es durch flexible Arbeitsmodelle oder die Mög-
lichkeit, von nahezu jedem Ort der Welt aus zu arbeiten. Doch mit diesen Freiheiten wächst die Komplexität.

Es stellt sich die Frage: Wie viel Freiheit können Unternehmen ihren Mitarbeitenden bieten, ohne ihre internen 
Abläufe und Systeme zu überfordern, jedoch eine weltweite Compliance sicherzustellen? Die Schnittstelle 
zwischen Freiheit und Compliance füllt das Global Compensation Management (GCM).
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Fazit
Das Urteil des BFH unterstreicht die klare Trennung der Anwendungsbereiche des Progressions-
vorbehalts.

Steuerpflichtige sollten beachten, dass die Vorteile einer Zusammenveranlagung nicht uneinge-
schränkt auf ausländische Einkünfte übertragen werden können. Einkünfte, die nur aufgrund 
einer fiktiven unbeschränkten Steuerpflicht berücksichtigt werden, unterliegen dem Progressions-
vorbehalt und können den Steuersatz erhöhen.
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Im Rahmen des GCM werden Vergütungsdaten zentral gesammelt, validiert und in Payroll-Instruktionen oder 
weiteren Payroll- und HR-Reportings ausgegeben.

Am Anfang des Prozesses stehen die Strukturierung und Konsolidierung der Vergütungsdaten, die aus diversen 
Quellen wie HR-Systemen oder Mobilitätsplattformen zusammengeführt werden. Diese Informationen werden 
auf Vollständigkeit geprüft und anhand hinterlegter Tax-Matrizen und länderspezifischer Logiken validiert. Die 
Payroll-Teams erhalten dadurch eine Payroll-Anweisung, um Vergütungen präzise, regelkonform und effizient zu 
verarbeiten.

Zusätzlich werden diverse automatisierte Reportings und Validierungen auf Basis der verarbeiteten Daten 
erstellt. Es wird beispielsweise validiert, ob die gezahlten Gehaltsbestandteile und gewährten Benefits 
Policy-konform sind oder ob Unter-/Überzahlungen vorliegen. Zusätzlich wird abgeglichen, ob die Payroll-Inst-
ruktionen korrekt in der Payroll umgesetzt wurden. Dieses letzte Kontrollinstrument sichert nicht nur die Einhal-
tung von Compliance-Vorgaben, sondern dient auch als wesentliche Grundlage für Transparenz und Vertrauen 
in die Vergütungsprozesse.

Im weiteren Zusammenhang spielt das GCM eine unverzichtbare Rolle innerhalb eines holistischen Global 
Mobility IT-Ecosystems. Das GCM fungiert dabei als Schnittstelle zwischen verschiedenen Technologien und 
Abteilungen, um eine „Single Source of Truth“ für Vergütungsdaten zu schaffen. Dies gewährleistet nicht nur eine 
reibungslose Integration und Synchronisation, sondern auch ein hohes Maß an operativer Kontrolle und Nach-
verfolgbarkeit. Durch die Einbettung eines GCM in die digitale Infrastruktur eines Unternehmens wird ein syste-
mübergreifender Datenfluss ermöglicht, der Sicherheits- und Qualitätsstandards auf höchstem Niveau garan-
tiert.
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Fazit
Unsere GCM-Lösungen kombinieren die Flexibilität modularer Ansätze mit der Effizienz standardi-
sierter Prozesse. Ausgangspunkt ist stets eine fundierte Bestandsaufnahme, bei der bestehende 
Strukturen bewertet und mögliche Optimierungsfelder identifiziert werden. So können unsere 
Lösungen gezielt dort eingesetzt werden, wo Bedarf besteht – sei es durch die Ergänzung beste-
hender Prozesse oder durch die Implementierung einer umfassenden End-to-End-Lösung auf 
Basis bewährter Standards. Dieser hybride Ansatz gewährleistet, dass individuelle Anforderungen 
adressiert und gleichzeitig durch Standardisierung konsistente und zuverlässige Ergebnisse erzielt 
werden. Damit setzen unsere Lösungen neue Maßstäbe für Effizienz, Transparenz und Compliance 
im globalen Vergütungsmanagement.
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Event-Website.
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Veranstaltungshinweis

Veranstaltung/Thema Datum/Uhrzeit

Einkommensteuer für Expats: Trends und Fallstricke 8.10.2025 / 10:00–10:45 Uhr

Lohnsteuer: KI-gestützter Health Check für Ihre Fälle 22.10.2025 / 10:00–10:45 Uhr

Shaping Tomorrow: Key Trends in the Global Work-
force

5.11.2025 / 10:00–10:45 Uhr

Das IT-Ecosystem für den Mobility-Bereich: Von 
Insellösungen zur integrierten Systemlandschaft

12.11.2025 / 10:00–10:45 Uhr

Aktuelle Herausforderungen und effektives Manage-
ment von „Multistate Workern"

18.11.2025 / 10:00–10:45 Uhr

Lohnsteuer meets Umsatzsteuer & Sozialversiche-
rung | Spotlight „Veranstaltungen“

19.11.2025 / 10:00–10:45 Uhr

Lohnsteuer: Was Sie bis zum Jahresende erledigen 
sollten!

26.11. 2025 / 10:00–10:45 Uhr

Generative KI für Global Mobility: raktische Anwen-
dungsfälle

3.12. 2025 / 10:00–10:45 Uhr

Entgelttransparenzrichtlinie: Was Unternehmen 
bereits jetzt beachten müssen!

9.12. 2025 / 10:00–10:45 Uhr

Internationale Dienstreisen: Aktuelle Entwicklungen 
und effektives Case-Management

10.12. 2025 / 10:00–10:45 Uhr

Ihre Ansprechpartner:innen

Constantin Betz
Partner
Global Employer Services
Tel: +49 211 8772 4761
cbetz@deloitte.de

Jana Röpke
Senior Manager
Global Employer Services
Tel: +49 40 32080 4504
jroepke@deloitte.de

Stefan Prokop
Senior Manager
Global Employer Services
Tel: +49 211 8772 5700
sprokop@deloitte.de

Damaris Besenreuther
Director
Global Employer Services
Tel: +49 89 29036 5426
dbesenreuther@deloitte.de

https://www.deloitte.com/de/de/services/tax/events/global-employer-services-veranstaltungsuebersicht-2025.html
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